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Nach § 47 Abs. 1 des Berufsbildungsgesetzes 
vom 23. März 2005 (BGBl. I S. 931), das zuletzt 
durch Artikel 15 Abs. 90 des Gesetzes vom  
5. Februar 2009 (BGBl. I S. 160) geändert worden 
ist, erlässt das Bundesverwaltungsamt als zu-
ständige Stelle nach § 73 Abs. 1 des Berufsbil-
dungsgesetzes die vom Berufsbildungsaus-
schuss beim Bundesverwaltungsamt am 19. Ja-
nuar 2006 nach § 79 Abs. 4 des Berufsbildungs-
gesetzes beschlossene und durch seinen Be-
schluss vom 9. Dezember 2010 geänderte Prü-
fungsordnung für die Durchführung von Ab-
schlussprüfungen in dem anerkannten Ausbil-
dungsberuf Fachangestellter für Medien- und 
Informationsdienste / Fachangestellte für Me-
dien- und Informationsdienste: 

(8) Die Tätigkeit im Prüfungsausschuss ist ehren-
amtlich. Für bare Auslagen und für Zeitversäumnis 
ist, soweit eine Entschädigung nicht von anderer 
Seite gewährt wird, eine angemessene Entschädi-
gung zu zahlen, deren Höhe von der zuständigen 
Stelle mit Genehmigung der obersten Bundesbe-
hörde festgesetzt wird. 
 
 
 

§ 3 
Ausschluss und Befangenheit 

 
(1) Prüfungsausschussmitglieder, die nach § 20 des 
Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) ausge-
schlossen sind oder bei denen die Besorgnis der 
Befangenheit nach § 21 VwVfG besteht, dürfen 
nicht an der Prüfung mitwirken. 

 
 

  
(2) Mitwirken sollen ebenfalls nicht die Ausbil-
derinnen oder Ausbilder, soweit nicht besondere 
Umstände eine Mitwirkung zulassen oder erfordern. 
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Prüfungsausschuss  

(3) Gründe für einen Ausschluss oder die Besorgnis 
der Befangenheit sind unverzüglich dem vorsitzen-
den Mitglied des Prüfungsausschusses mitzuteilen. 
Der Prüfungsausschuss entscheidet über den Aus-
schluss von der Mitwirkung. Das betroffene Mitglied 
darf an dieser Entscheidung nicht mitwirken. Das 
ausgeschlossene Mitglied darf während des weite-
ren Verlaufs der Prüfung nicht zugegen sein. 

 
 

§ 1 
Errichtung 

 
Für die Abnahme der Abschlussprüfungen errichtet 
das Bundesverwaltungsamt als zuständige Stelle 
(im Folgenden: die zuständige Stelle) Prüfungs-
ausschüsse.  
  
  

§ 2 § 4 
Zusammensetzung und Berufung Vorsitz, Beschlussfähigkeit, Abstimmung 

  
(1) Der Prüfungsausschuss besteht aus fünf Mit-
gliedern. Die Mitglieder müssen für die Prüfungs-
gebiete sachkundig und für die Mitwirkung im Prü-
fungswesen geeignet sein. 

(1) Der Prüfungsausschuss wählt ein Mitglied, das 
den Vorsitz führt, und ein weiteres Mitglied, das den 
Vorsitz stellvertretend übernimmt. Das vorsitzende 
Mitglied und seine Stellvertretung sollen nicht der-
selben Mitgliedergruppe angehören.  

(2) Dem Prüfungsausschuss müssen als Mitglieder 
jeweils zwei Beauftragte der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer sowie eine Lehrkraft einer berufsbil-
denden Schule angehören. Die Mitglieder haben 
Stellvertreterinnen oder Stellvertreter. 

 
(2) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, 
wenn mindestens vier Mitglieder mitwirken. Er be-
schließt mit der Mehrheit der abgegebenen Stim-
men. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme des 
vorsitzenden Mitglieds den Ausschlag.  

(3) Die Mitglieder und die stellvertretenden Mitglie-
der werden von der zuständigen Stelle für mindes-
tens drei Jahre berufen. 

 
 
 

§ 5  
Geschäftsführung (4) Die Beauftragten der Arbeitnehmer werden auf 

Vorschlag der im Bereich der zuständigen Stelle 
bestehenden Gewerkschaften und selbständigen 
Vereinigungen von Arbeitnehmern mit sozial- oder 
berufspolitischer Zwecksetzung berufen. 

 
(1) Die zuständige Stelle regelt im Einvernehmen 
mit dem Prüfungsausschuss dessen Geschäftsfüh-
rung, insbesondere Einladungen, Protokollführung 
und Durchführung der Beschlüsse.  

(5) Lehrkräfte von berufsbildenden Schulen werden 
im Einvernehmen mit der Schulaufsichtsbehörde 
oder der von ihr bestimmten Stelle berufen. 

 
(2) Die Sitzungsprotokolle sind von der Protokoll-
führerin oder dem Protokollführer und dem vorsit-
zenden Mitglied zu unterzeichnen.  

(6) Werden Mitglieder nicht oder nicht in ausrei-
chender Zahl innerhalb einer von der zuständigen 
Stelle gesetzten angemessenen Frist vorgeschla-
gen, beruft die zuständige Stelle insoweit nach 
pflichtgemäßem Ermessen. 

 
 

§ 6 
Verschwiegenheit 

 
 Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben 

über alle Prüfungsvorgänge Verschwiegenheit zu 
wahren. 

(7) Die Mitglieder und stellvertretenden Mitglieder 
des Prüfungsausschusses können nach Anhören 
der an ihrer Berufung Beteiligten aus wichtigem 
Grund abberufen werden. 
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Vorbereitung der Prüfung 

 
 

§ 7  
Prüfungstermine 

 
(1) Die zuständige Stelle bestimmt die Prüfungster-
mine im Benehmen mit dem vorsitzenden Mitglied 
des Prüfungsausschusses, soweit sie nicht wegen 
der Teilnahme an überregional einheitlichen Prü-
fungen vorgegeben sind. 
 
(2) Die zuständige Stelle gibt den Ausbildenden die 
Prüfungstermine und die Anmeldefristen rechtzeitig 
in geeigneter Weise bekannt. Die Ausbildenden 
haben die Auszubildenden unverzüglich zu unter-
richten. 
 
 

§ 8  
Zulassungsvoraussetzungen 

für die Abschlussprüfung 
 
(1) Zur Abschlussprüfung ist zuzulassen, 

1. wer die Ausbildungszeit zurückgelegt hat oder 
wessen Ausbildungszeit nicht später als zwei 
Monate nach dem Prüfungstermin endet, 

2. wer an der vorgeschriebenen Zwischenprüfung 
teilgenommen sowie den vorgeschriebenen 
schriftlichen Ausbildungsnachweis geführt hat 
und 

3. wessen Berufsausbildungsverhältnis in das Ver-
zeichnis der Berufsausbildungsverhältnisse ein-
getragen oder aus einem Grund nicht eingetra-
gen ist, den weder die oder der Auszubildende 
noch deren oder dessen gesetzliche Vertretung 
zu vertreten hat. 

 
(2) Behinderte Menschen sind zur Abschlussprü-
fung auch zuzulassen, wenn die Voraussetzungen 
des Absatzes 1 Nr. 2 und 3 nicht vorliegen. 
 
 

§ 9 
Zulassungsvoraussetzungen 

in besonderen Fällen 
 
(1) Auszubildende können nach Anhören der Aus-
bildenden und der Berufsschule vor Ablauf der Aus-
bildungszeit zur Abschlussprüfung zugelassen wer-
den, wenn ihre Leistungen dies rechtfertigen. 
 
(2) Zur Abschlussprüfung ist auch zuzulassen, wer 
nachweist, dass er mindestens das Eineinhalbfache 
der Zeit, die als Ausbildungszeit vorgeschrieben ist, 
in einer der Fachrichtungen des Berufs Fachange-
stellter für Medien- und Informationsdienste / Fach-
angestellte für Medien- und Informationsdienste 
tätig gewesen ist. Als Zeiten der Berufstätigkeit 
gelten auch Ausbildungszeiten in einem anderen 
einschlägigen Ausbildungsberuf. Vom Nachweis der 
Mindestzeit nach Satz 1 kann ganz oder teilweise 
abgesehen werden, wenn durch Vorlage von Zeug-
nissen oder auf andere Weise glaubhaft gemacht 
wird, dass die Bewerberin oder der Bewerber die 
berufliche Handlungsfähigkeit erworben hat, die die 
 

 
Zulassung zur Prüfung rechtfertigt. Ausländische 
Bildungsabschlüsse und Zeiten der Berufstätigkeit 
im Ausland sind dabei zu berücksichtigen. 
 
(3) Zur Abschlussprüfung ist ferner zuzulassen, wer 
in einer berufsbildenden Schule oder einer sonsti-
gen Berufsbildungseinrichtung ausgebildet worden 
ist, wenn dieser Bildungsgang der Berufsausbildung 
in einer der Fachrichtungen des Berufs Fachange-
stellter für Medien- und Informationsdienste / Fach-
angestellte für Medien- und Informationsdienste ent-
spricht. Ein Bildungsgang entspricht dieser Berufs-
ausbildung, wenn er 

1. nach Inhalt, Anforderung und zeitlichem Umfang 
der Verordnung über die Berufsausbildung zum 
Fachangestellten für Medien- und Informations-
dienste / zur Fachangestellten für Medien- und 
Informationsdienste vom 3. Juni 1998 (BGBl. I S. 
1257, 2426), zuletzt geändert durch die Verord-
nung vom 15. März 2000 (BGBl. I S. 222), 
gleichwertig ist, 

2. systematisch, insbesondere im Rahmen einer 
sachlichen und zeitlichen Gliederung, durchge-
führt wird und 

3. durch Lernortkooperation einen angemessenen 
Anteil an fachpraktischer Ausbildung gewähr-
leistet. 

 
 

§ 10 
Anmeldung zur Prüfung 

 
(1) Die Ausbildenden melden die Auszubildenden 
fristgerecht (§ 7 Abs. 2) bei der zuständigen Stelle 
unter Verwendung deren Anmeldevordruckes zur 
Prüfung an. Der Vordruck enthält einen Hinweis auf 
das Antragsrecht behinderter Menschen nach § 12.  
 
(2) In den Fällen des § 9 und wenn bei Wiederho-
lungsprüfungen kein Ausbildungsverhältnis mehr 
besteht, kann der Prüfling selbst die Zulassung zur 
Prüfung beantragen.  
 
(3) Der Anmeldung sind beizufügen: 
 
1. In den Fällen des § 8 und des § 9 Abs. 1 

a) die Zustimmungserklärung des Prüflings, 
b) die Bescheinigung über die Teilnahme an 

der vorgeschriebenen Zwischenprüfung, 
c) die Bestätigung der oder des Ausbildenden, 

dass der schriftliche Ausbildungsnachweis 
geführt worden ist und 

d) im Fall des § 12 eine Bescheinigung über Art 
und Umfang der Behinderung. 

 
§ 8 Abs. 2 bleibt unberührt. 

 
2. Im Fall des § 9 Abs. 1 zusätzlich das letzte 

Zeugnis der Berufsschule. 
 
3. In den Fällen des § 9 Abs. 2 und 3 

a) Nachweise oder glaubhafte Darlegung im 
Sinne des § 9 Abs. 2 oder Ausbildungs-
nachweise im Sinne des § 9 Abs. 3 und  

b) im Fall des § 12 eine Bescheinigung über Art 
und Umfang der Behinderung. 
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4. Bei Wiederholungsprüfungen Bescheide nach  

§ 23 Abs. 1. 
 
 

§ 11 
Entscheidung über die Zulassung 

 
(1) Über die Zulassung zur Abschlussprüfung ent-
scheidet die zuständige Stelle. Hält sie die Zulas-
sungsvoraussetzungen nicht für gegeben, entschei-
det der Prüfungsausschuss. 
 
(2) Auszubildenden, die Elternzeit in Anspruch ge-
nommen haben, darf bei der Entscheidung über die 
Zulassung hieraus kein Nachteil erwachsen. 
 
(3) Die Entscheidung über die Zulassung soll dem 
Prüfling spätestens einen Monat vor dem Prüfungs-
beginn mitgeteilt werden. Mit der Zulassung sind der 
Prüfungszeitpunkt und der Prüfungsort für den 
schriftlichen Teil der Abschlussprüfung bekannt zu 
geben.  
 
(4) Der Prüfungsausschuss kann die Zulassung bis 
zum ersten Prüfungstag zurücknehmen, wenn sie 
auf Grund gefälschter Unterlagen oder falscher An-
gaben ausgesprochen worden ist.  
 
(5) Entscheidungen nach den Absätzen 1 und 4 
sind schriftlich bekannt zu geben.  
 
 

§ 12  
Regelungen für behinderte Menschen 

 
Behinderten Menschen sind auf Antrag die ihrer 
Behinderung angemessenen Erleichterungen im 
Prüfungsverfahren einzuräumen. Art und Umfang 
der im Einzelfall zu gewährenden Erleichterungen 
sind rechtzeitig mit den behinderten Menschen - auf 
ihren Wunsch unter Beteiligung der Schwerbehin-
dertenvertretung - zu erörtern. 
 
 
 

Abschnitt 3 
 

Durchführung der Prüfung 
 
 

§ 13  
Gegenstand und Gliederung der Prüfung 

 
(1) Gegenstand und Gliederung der Abschlussprü-
fung sowie ihre Dauer richten sich nach der Verord-
nung über die Berufsausbildung (Ausbildungsord-
nung) zum Fachangestellten für Medien- und Infor-
mationsdienste / zur Fachangestellten für Medien- 
und Informationsdienste vom 3. Juni 1998 (BGBl. I  
S. 1257, 2426), zuletzt geändert durch die Verord-
nung vom 15. März 2000 (BGBl. I S. 222):  
 
1. In der Fachrichtung Archiv nach § 8 Abs. 1 bis 3 

der Ausbildungsordnung, 

2. in der Fachrichtung Bibliothek nach § 9 Abs. 1 
bis 3 der Ausbildungsordnung, 

3. in der Fachrichtung Information und Dokumen-
tation nach § 10 Abs. 1 bis 3 der Ausbildungs-
ordnung, 

 
4. in der Fachrichtung Bildagentur nach § 11 Abs. 

1 bis 3 der Ausbildungsordnung, 

5. in der Fachrichtung Medizinische Dokumentation 
nach § 12 Abs. 1 bis 3 der Ausbildungsordnung. 

 
Die Abschlussprüfung wird schriftlich und mündlich 
durchgeführt. § 4 Abs. 2 der Ausbildungsordnung ist 
zu berücksichtigen.  
 
(2) Sind in der schriftlichen Prüfung die Prüfungs-
leistungen in bis zu zwei Prüfungsbereichen mit 
mangelhaft und in den übrigen Prüfungsbereichen 
mit mindestens ausreichend bewertet worden, ist 
die schriftliche Prüfung nach den §§ 8 Abs. 4, 9 
Abs. 4, 10 Abs. 4, 11 Abs. 4 und 12 Abs. 4 der Aus-
bildungsordnung auf Antrag des Prüflings oder nach 
Ermessen des Prüfungsausschusses in einem der 
mit mangelhaft bewerteten Prüfungsbereiche durch 
eine mündliche Prüfung von etwa 15 Minuten zu 
ergänzen (Ergänzungsprüfung), wenn diese für das 
Bestehen der Prüfung den Ausschlag geben kann. 
Der Prüfungsbereich ist vom Prüfling zu bestimmen. 
 
 

§ 14 
Prüfungsaufgaben 

 
(1) Der Prüfungsausschuss beschließt die Prü-
fungsaufgaben sowie ihre Lösungs- und Bewer-
tungshinweise und die zulässigen Arbeits- und 
Hilfsmittel auf der Grundlage der Ausbildungsord-
nung. Er kann Vorschläge von den an der Be-
rufsausbildung Beteiligten berücksichtigen. 
 
(2) Prüfungsaufgaben, die von einem Gremium bei 
der zuständigen Stelle erstellt oder ausgewählt 
werden, das entsprechend § 40 Abs. 2 des Berufs-
bildungsgesetzes zusammengesetzt ist, sind von 
dem Prüfungsausschuss zu übernehmen. In diesem 
Fall findet Absatz 1 keine Anwendung. 
 
 

§ 15 
Nichtöffentlichkeit 

 
Die Prüfungen sind nicht öffentlich. Vertreterinnen 
oder Vertreter des Bundesministeriums des Innern 
und der zuständigen Stelle sowie die Mitglieder und 
stellvertretenden Mitglieder des Berufsbildungsaus-
schusses können anwesend sein. Der Prüfungs-
ausschuss kann im Einvernehmen mit der zuständi-
gen Stelle andere Personen als Gäste zulassen, 
sofern keiner der Prüflinge widerspricht. Bei der 
Beratung über das Prüfungsergebnis dürfen nur die 
Mitglieder des Prüfungsausschusses anwesend 
sein. § 6 gilt für anwesende Dritte sinngemäß. 
 
 

§ 16 
Leitung und Aufsicht 

 
(1) Die Prüfung wird unter der Leitung des vorsit-
zenden Mitglieds vom Prüfungsausschuss abge-
nommen. 
 
(2) Die zuständige Stelle regelt im Benehmen mit 
dem Prüfungsausschuss die Aufsichtführung wäh-
rend der Prüfung, die sicherstellen soll, dass der 
Prüfling selbständig und nur mit den zugelassenen  
 

4 4 



 
Arbeits- und Hilfsmitteln arbeitet. Über den formalen 
Ablauf ist eine Niederschrift zu fertigen. 
 
(3) Die schriftlichen Prüfungsarbeiten sind nicht mit 
den Namen der Prüflinge, sondern mit ausgelosten 
Kennziffern zu versehen. 
 
 

§ 17 
Ausweispflicht und Belehrung 

 
Die Prüflinge haben sich auf Verlangen über ihre 
Person auszuweisen. Sie sind vor Beginn der Prü-
fung über den Prüfungsablauf, die zur Verfügung 
stehende Zeit, die zugelassenen Arbeits- und Hilfs-
mittel sowie über die Folgen von Täuschungshand-
lungen und Ordnungsverstößen zu belehren. 
 
 

§ 18 
Täuschungshandlungen und Ordnungsverstöße 
 
(1) Täuscht ein Prüfling während der Bearbeitung 
der Prüfungsaufgaben oder versucht er zu täu-
schen, teilt die Aufsicht führende Person dies dem 
vorsitzenden Mitglied des Prüfungsausschusses 
mit. Der Prüfling darf jedoch an dem Prüfungsab-
schnitt bis zu dessen Ende teilnehmen. Stört ein 
Prüfling den Prüfungsablauf erheblich, kann die 
Aufsicht führende Person ihn vorläufig von der Prü-
fung ausschließen. 
 
(2) Über die Folgen der Täuschungshandlung oder 
des Ordnungsverstoßes entscheidet der Prüfungs-
ausschuss nach Anhören des Prüflings. Der Prü-
fungsausschuss kann je nach Schwere der Täu-
schungshandlung oder des Ordnungsverstoßes die 
Wiederholung von Prüfungsleistungen anordnen 
oder Prüfungsleistungen mit null Punkten bewerten.  
 
(3) Wird die Täuschungshandlung erst nach Ab-
schluss der Prüfung bekannt, kann der Prüfungs-
ausschuss in besonders schweren Fällen innerhalb 
eines Jahres nach Abschluss der Prüfung die Prü-
fung für nicht bestanden erklären und die Wieder-
holung der gesamten Prüfung oder die Wiederho-
lung einzelner Prüfungsleistungen anordnen. Der 
Prüfling ist vor der Entscheidung zu hören. Die 
Jahresfrist gilt nicht in den Fällen, in denen der 
Prüfling über seine Teilnahme an der Prüfung ge-
täuscht hat. 
 
 

§ 19 
Rücktritt, Nichtteilnahme 

 
(1) Der Prüfling kann vor Beginn der Prüfung durch 
schriftliche Erklärung von der Prüfung zurücktreten. 
In diesem Fall gilt die Prüfung als nicht begonnen. 
Hat der Prüfling ohne vorherige schriftliche Erklä-
rung an der Prüfung nicht teilgenommen, gilt die 
Prüfung als nicht bestanden, es sei denn, der Prüf-
ling war aus wichtigem Grund an der Teilnahme 
oder an der rechtzeitigen Abgabe der Erklärung 
gehindert. 
 
(2) Nimmt der Prüfling aus wichtigem Grund an 
Teilen der Prüfung nicht teil, sind diese nachzuho-
len; in sich abgeschlossene Prüfungsleistungen 
werden anerkannt. Der Prüfungsausschuss be- 
 

 
stimmt das weitere Verfahren im Einvernehmen mit 
der zuständigen Stelle. Liegt ein wichtiger Grund 
nicht vor, gilt die Prüfung als nicht bestanden. 
 
(3) Die Entscheidung über das Vorliegen eines 
wichtigen Grundes trifft der Prüfungsausschuss 
nach Anhören des Prüflings. 
 
 
 

Abschnitt 4 
 

Bewertung, Feststellung und Beurkundung 
des Prüfungsergebnisses 

 
 

§ 20  
Bewertung 

 
(1) Die schriftlichen Prüfungsarbeiten sind von je-
weils zwei Mitgliedern des Prüfungsausschusses zu 
beurteilen und zu bewerten. Der Prüfungsaus-
schuss beschließt die Ergebnisse. 
 
(2) Das Prüfungsgespräch im Prüfungsbereich 
"Praktische Übungen" oder eine mündliche Ergän-
zungsprüfung (§ 13 Abs. 2) ist von allen Mitgliedern 
des Prüfungsausschusses zu beurteilen und zu 
bewerten. Bei einer Ergänzungsprüfung sind die 
Ergebnisse der schriftlichen Prüfungsarbeit und der 
mündlichen Ergänzungsprüfung nach den §§ 8  
Abs. 4 Satz 3, 9 Abs. 4 Satz 3, 10 Abs. 4 Satz 3,  
11 Abs. 4 Satz 3 und 12 Abs. 4 Satz 3 der Ausbil-
dungsordnung im Verhältnis zwei zu eins zu ge-
wichten. 
 
(3) Prüfungsleistungen sind nach folgendem Maß-
stab zu bewerten:  

Eine den Anforderungen in besonderem Maß ent-
sprechende Leistung = sehr gut = 100 bis 87,5 v.H. 
der erreichbaren Gesamtpunktzahl; 

eine den Anforderungen voll entsprechende Leis-
tung = gut = unter 87,5 bis 75 v.H. der erreichbaren 
Gesamtpunktzahl; 

eine den Anforderungen im Allgemeinen entspre-
chende Leistung = befriedigend = unter 75 bis 62,5 
v.H. der erreichbaren Gesamtpunktzahl; 

eine Leistung, die zwar Mängel aufweist, aber im 
Ganzen den Anforderungen noch entspricht = aus-
reichend = unter 62,5 bis 50 v.H. der erreichbaren 
Gesamtpunktzahl; 

eine Leistung, die den Anforderungen nicht ent-
spricht, jedoch erkennen lässt, dass die notwendi-
gen Grundkenntnisse vorhanden sind = mangelhaft 
= unter 50 bis 25 v.H. der erreichbaren Gesamt-
punktzahl; 

eine Leistung, die den Anforderungen nicht ent-
spricht und bei der selbst die Grundkenntnisse lü-
ckenhaft sind = ungenügend = unter 25 bis 0 v.H. 
der erreichbaren Gesamtpunktzahl. 
 
(4) Die Ergebnisse der schriftlichen Prüfungsarbei-
ten sind dem Prüfling vor Beginn der Prüfung im 
Prüfungsbereich "Praktische Übungen" schriftlich 
bekannt zu geben. Mit der Bekanntgabe sind dem 
Prüfling Zeitpunkt und Ort der Prüfung im Prüfungs-
bereich "Praktische Übungen" mitzuteilen. 
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§ 21  

Feststellung des Prüfungsergebnisses 
 
(1) Der Prüfungsausschuss stellt das Gesamter-
gebnis der Prüfung fest. 
 
(2) Bei der Ermittlung des Gesamtergebnisses ha-
ben nach der Ausbildungsordnung alle vier Prü-
fungsbereiche das gleiche Gewicht. Die Ergebnisse 
in den einzelnen Prüfungsbereichen und das Ge-
samtergebnis der Prüfung werden mit zwei Dezi-
malstellen ohne Auf- oder Abrundung ausgewiesen. 
 
(3) Die Prüfung ist nach der Ausbildungsordnung 
bestanden, wenn im Gesamtergebnis der Prüfung 
und in drei der vier Prüfungsbereiche mindestens 
ausreichende Leistungen erbracht sind. Werden die 
Prüfungsleistungen in einem Prüfungsbereich mit 
der Note ungenügend bewertet, ist die Prüfung nicht 
bestanden. 
 
(4) Über die Feststellung der einzelnen Prüfungser-
gebnisse und des Gesamtergebnisses der Prüfung 
ist eine Niederschrift zu fertigen. Sie ist von den 
Mitgliedern des Prüfungsausschusses zu unter-
zeichnen. 
 
(5) Endet die Abschlussprüfung mit dem Prüfungs-
gespräch oder einer mündlichen Ergänzungsprü-
fung, teilt der Prüfungsausschuss dem Prüfling im 
Anschluss daran mit, ob und mit welcher Note er die 
Prüfung bestanden hat.  
 
(6) Über das Bestehen und die Gesamtnote der 
Abschlussprüfung ist dem Prüfling unverzüglich eine 
von dem vorsitzenden Mitglied zu unterzeichnende 
vorläufige Bescheinigung zu erteilen. Ist eine per-
sönliche Aushändigung nicht möglich, ist dem Prüf-
ling die vorläufige Bescheinigung zuzuleiten und 
das Empfangsdatum nachzuweisen. Die vorläufige 
Bescheinigung ersetzt nicht das rechtsverbindliche 
Zeugnis nach § 22.  
 
 

§ 22  
Prüfungszeugnis 

 
(1) Bei bestandener Prüfung erhält der Prüfling von 
der zuständigen Stelle ein Zeugnis. 
 
(2) Das Prüfungszeugnis enthält 

1. die Bezeichnung "Prüfungszeugnis nach § 37 
Abs. 2 des Berufsbildungsgesetzes", 

2. die Personalien des Prüflings, 

3. den Ausbildungsberuf und die Fachrichtung, 

4. das Gesamtergebnis der Prüfung,  

5. die Ergebnisse der einzelnen Prüfungsleistun-
gen, 

6. das Datum des Bestehens der Prüfung, 

7. die Unterschriften des vorsitzenden Mitglieds 
des Prüfungsausschusses und einer Vertreterin  
oder eines Vertreters der zuständigen Stelle und 

8. das Siegel der zuständigen Stelle. 
 
(3) Dem Prüfungszeugnis wird das in deutscher, 
englischer und französischer Sprache verfasste 
Ausbildungsprofil als Anlage beigefügt. 

 
(4) Auf Antrag des Prüflings ist dem Prüfungszeug-
nis eine englischsprachige und eine französisch-
sprachige Übersetzung beizufügen. Auf Antrag des 
Prüflings kann das Ergebnis berufsschulischer Leis-
tungsfeststellungen auf dem Zeugnis ausgewiesen 
werden. 
 
 

§ 23 
Nicht bestandene Prüfung 

 
(1) Bei nicht bestandener Prüfung erhalten der Prüf-
ling, seine gesetzliche Vertretung und die oder der 
Ausbildende von der zuständigen Stelle einen 
schriftlichen Bescheid. Darin ist anzugeben, in wel-
chen Prüfungsbereichen ausreichende Leistungen 
nicht erbracht worden sind und welche Prüfungs-
leistungen in einer Wiederholungsprüfung nicht 
mehr wiederholt zu werden brauchen. 
 
(2) Auf die besonderen Bedingungen der Wieder-
holungsprüfung nach § 24 ist hinzuweisen. 
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Wiederholungsprüfung 
 
 

§ 24  
Wiederholungsprüfung 

 
(1) Eine nicht bestandene Abschlussprüfung kann 
zweimal wiederholt werden. 
 
(2) In einer Wiederholungsprüfung ist der Prüfling 
auf seinen Antrag von der Prüfung in einzelnen 
Prüfungsbereichen zu befreien, wenn diese jeweils 
mindestens mit der Note ausreichend bewertet 
wurden und er spätestens innerhalb von zwei Jah-
ren, gerechnet vom Tag nach Beendigung der nicht 
bestandenen Prüfung an, an der Wiederholungs-
prüfung teilnimmt. 
 
(3) Die Prüfung kann frühestens zum nächsten 
Prüfungstermin wiederholt werden. § 10 gilt ent-
sprechend. 
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Schlussbestimmungen 
 
 

§ 25  
Rechtsbehelfe 

 
Maßnahmen und Entscheidungen des Prüfungs-
ausschusses sowie der zuständigen Stelle sind bei 
ihrer schriftlichen Bekanntgabe an den Prüfling mit 
einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen. 
 
 

26  
Prüfungsunterlagen 

 
Nach Abschluss der Prüfung ist dem Prüfling auf 
Antrag Einsicht in seine Prüfungsunterlagen zu  
gewähren. Die schriftlichen Prüfungsarbeiten sind 
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zwei Jahre, die Anmeldungen nach § 10 und Nie-
derschriften nach § 16 Abs. 2 und § 21 Abs. 4 sind 
zehn Jahre aufzubewahren. 
 
 

§ 27  
Genehmigung, Inkrafttreten 

 
Die Änderungen der Prüfungsordnung vom 12. 
Januar 2007 (GMBl 2007, S. 343) sind am 23. Mai 
2011 nach § 47 Abs. 1 Satz 2 i. V. m. § 81 Abs. 1 
des Berufsbildungsgesetzes vom Bundesministeri-
um des Innern genehmigt worden. Sie treten am 
Tag nach ihrer Veröffentlichung in Kraft. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
_________________________________________ 
Veröffentlichung am 1. September 2011 im GMBl S. 568 
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